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Öffentliche Anhörung zu den Einzelplänen 09 und 15 - Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Rotzsch,

meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich danke Ihnen für die Einladung zur heutigen öffentlichen Anhörung und die Gelegenheit, aus Sicht der Landkreise Stellung nehmen zu können. Es ist die erste Beteiligung des Landkreistages Sachsen-Anhalt durch die Enquetekommission, so dass ich einige grundsätzliche Anmerkungen voranstellen möchte.

Die Enquetekommission befasst sich mit dem Thema „Die Gestaltung einer zukunfts-fähigen Personalentwicklung im öffentlichen Dienst des Landes Sachsen-Anhalt“. Da der öffentliche Dienst des Landes Sachsen-Anhalt aber nicht nur die Landesverwaltung sondern auch die Kommunalverwaltung umfasst, ist es durchaus selbstverständlich, die kommunalen Spitzenverbände in die Arbeit der Enquetekommission einzubinden. 

Dies erscheint mir auch deshalb wichtig, weil die Voraussetzungen und Ziele des Personalentwicklungskonzeptes 2008 des Landes Sachsen-Anhalt ebenso für die Gemeinden, Städte und Landkreise im Land Sachsen-Anhalt gelten. Auch die Kommunen müssen

1. ihren Personalbestand der rückläufigen Bevölkerung anpassen,

2. sich auf sinkende Zuweisungen des Bundes - und hoffentlich nicht auch noch des Landes - einstellen und dennoch

3. weiterhin qualifiziertes Personal für die zu erfüllenden Aufgaben gewinnen.

Angesichts dieser schwierigen Ausgangssituation sollte es in einem so kleinen Bundesland wie Sachsen-Anhalt eine gemeinsame Aufgabe von Land und Kommunen sein, die Verwaltung insgesamt so effektiv wie möglich aufzustellen. Dies spricht gegen ein Nebeneinander von kommunalen und staatlichen Behörden auf unterer Ebene und für die Bündelung von Aufgaben, die nach dem verfassungsrechtlich vorgegebenen Subsidiaritätsprinzip grundsätzlich bei den Gemeinden und Landkreisen zu erfolgen hat. 

Vor diesem Hintergrund sind in dem vom Kabinett beschlossenen Personal-entwicklungskonzept 2008 Erwartungen an die Kommunalisierung von Aufgaben und den damit einhergehenden Personalübergang formuliert, die wir durchaus teilen. Wenn im Land Sachsen-Anhalt absehbar immer weniger Fachleute für die Verwaltungsaufgaben zur Verfügung stehen, müssen die Aufgaben an einer Stelle zusammengeführt werden, weil damit die erforderliche Qualifikation nur noch einmal benötigt wird. Zukünftig wird es für Land und Kommunen nicht leistbar sein, die auf unterschiedliche Behörden zersplitterten Zuständigkeiten jeweils einzeln mit Fachpersonal zu versorgen. Gelingt aber die erforderliche Aufgabenbündelung nicht, entsteht ein Wettbewerb zwischen Staat und Kommunen um die noch verfügbaren Fachkräfte, den insbesondere die in der Fläche verteilten Landkreise nicht gewinnen können. 

Vor diesem Hintergrund haben wir in der Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ der Staatskanzlei in Vorbereitung des Zweiten Funktionalreformgesetzes auch die Kommunalisierung der Agrarstrukturverwaltung diskutiert. Aus unserer Sicht wäre die Übertragung dieser Aufgaben auf die Landkreise ein wesentlicher Beitrag dafür gewesen, die Aufgaben in der Fläche zu halten und damit Standorte wie Halberstadt und Salzwedel dauerhaft innerhalb der Kreisverwaltung zu sichern. Gleichzeitig wäre die Entwicklung des ländlichen Raumes dort zusammengeführt worden, wo sie innerhalb einer demokratisch legitimierten Verwaltungsebene zum Kern des Aufgabenbestandes zählt. Spürbare Synergieeffekte wären allein dadurch ausgelöst worden, dass die in den Ämtern für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten bisher selbstständig wahrgenommenen Querschnittsaufgaben wie Haushalt und Personal in die vorhandenen Hauptämter und Kämmereien der Landkreise integriert worden wären.

Der Ministerpräsident hat in seiner Regierungserklärung in der letzten Woche hier im Landtag erklärt, dass es hierzu nicht kommen wird. Dies haben wir zur Kenntnis genommen. Mit dieser Entscheidung bleibt aber offen, ob und in welchem Umfang dauerhaft Fachleute für eine qualifizierte Aufgabenerledigung sowohl in der Kommunal- als auch in der Landesverwaltung gefunden werden können. 

Natürlich begrüßen wir eine Zusammenarbeit im Bereich der Landwirtschaft zwischen den Ämtern für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten und den Landkreisen, wie es jetzt erstmals gesetzlich angedacht ist. Hierbei handelt es sich allerdings um ein Mitwirkungs- und Beteiligungsverfahren zwischen zwei Behörden. Fragen einer zukunftsfähigen Personalentwicklung werden hiermit nicht beantwortet.

Im Bereich „Umwelt“ des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt scheint eine Aufgabenverlagerung vom Landesverwaltungsamt zu den Landkreisen und kreisfreien Städten zu gelingen. Diese weitere Bündelung von Zuständigkeiten auf kreislicher Ebene sichert die zukunftsfähige Aufgabenerledigung, zumal bereits heute eine große Zahl von Fachleuten mit hoher Qualifikation in den Umweltämtern der Landkreise eingesetzt ist. Diese Tatsache hätte im Übrigen auch einen breiteren Umfang der Aufgabenübertragung gerechtfertigt als z. Zt. im Gesetzentwurf vorgesehen ist. 

Angesichts der Möglichkeiten, die sich für eine zukunftsfähige Personalentwicklung im öffentlichen Dienst des Landes Sachsen-Anhalt durch eine Kommunalisierung von Aufgaben ergeben, gehen wir aber davon aus, dass der Prozess der Funktionalreform ein dauerhafter bleibt und mit dem Zweiten Funktionalreformgesetz nicht abgeschlossen ist.

Abschließend möchte ich auf einige Organisationsgrundsätze hinweisen, die stärker als bisher üblich beachtet werden sollten, wenn Land und Kommunen künftig weniger Verwaltungspersonal für die zu erledigenden Aufgaben zur Verfügung haben:

1. Der Abbau von Personal kann nur durch eine erweiterte Qualifizierung des verbleibenden Personals und einen erhöhten Technikeinsatz aufgefangen werden. Jeder vernünftige Personalabbau sollte daher mit Mehraufwendungen für die Bereiche Aus- und Fortbildung sowie IT-Ausstattung einhergehen.

2. Die Beschäftigung der Verwaltung durch die Verwaltung muss minimiert werden. Nicht alle Berichtsanforderungen oder Anfragen, die die Kommunalverwaltung erreichen, sind aufsichtsrechtlich gedeckt. Sie kosten aber Zeit und bedeuten teilweise erheblichen Aufwand. In Zeiten einer eingeschränkten Personalausstattung werden all diese Wünsche künftig nicht mehr erfüllt werden können. 

3. Wir müssen mehr Vertrauen in die eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf allen Ebenen der Verwaltung setzen. Dies gilt zunächst einmal innerhalb der eigenen Verwaltung, so dass die bestehenden Hierarchien überprüft werden müssen. Ebenenübergreifend richtet sich dieser Appell an die Fachaufsicht, die sich auf das notwendige Maß zurückziehen sollte. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Mit freundlichen Grüßen

H.-L. Theel

